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VERORDNUNG 
 

Wortlaut zur Änderung des Flächenwidmungsplanes 1.14  

„Ruhri“ 

 

 

Verordnung über die vom Gemeinderat der Marktgemeinde Stainz am …………………… beschlos-

sene Änderung des Flächenwidmungsplanes 1.0 samt zeichnerischer Darstellung (unter Berücksich-

tigung der Beschlüsse hinsichtlich von Änderungen auf Grund von fristgerecht vorgebrachten Einwendungen 

und Stellungnahmen).  

§1 Geltungsbereich | Plangrundlage | Verfasser 
Die zeichnerische Darstellung (IST - SOLL Darstellung (ST-FLÄ-1.14 vom 02/11/23), verfasst von 

Arch. DI Andreas Krasser | St. Veiter-Straße 13 | 8045 Graz basierend auf der Plangrundlage 

des geltenden Flächenwidmungsplanes 1.0 idgF. und der von der Gemeinde zur Verfügung 

gestellten Katastergrundlage in digitaler Form vom 10/10/2022 (Datum der Datenbereitstellung 

durch das Land Steiermark, GZ: ABT17-6413/2022-1334) bzw. lt. BEV-Abfrage (21/08/2023) bildet 

einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung. 

§2 Geänderte Festlegungen 

Für die Teilflächen lt. IST-SOLL-Darstellung (ST-FLÄ-1.14 vom 02/11/23) bzw. beiliegendem 

Auszug aus dem Katasterplan (KG 61204 Ettendorf) werden folgende, geänderte Festlegun-

gen getroffen: 

(1) Anpassung der Plangrundlage an den aktuellen Katasterstand gem. Datengrundlage 

des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen  

(2) Die bestehende Verkehrsfläche auf Grundstück 244/4 wird der land- und forswirtschaft-

liche Nutzung zugeführt. 

(3) Die Grundstücke 224/4, 234/3, 234/8, 234/10 und eine Teilfläche des Grundstückes 

224/3 werden als Allgemeines Wohngebiet mit einer Dichte von 0,2 – 0,4 ausgewie-

sen. 

§3 Rechtskraft 
Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist (14 Tage) folgenden 

Tag in Kraft. 

 

 Für den Gemeinderat: 

  Der Bürgermeister: 
 
 
 
   ............................................................  
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ERLÄUTERUNGEN 
zur Änderung des Flächenwidmungsplanes 1.14 

 „Ruhri“ 
 
 
 

Grundlagen | Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlagen: 

 Stmk. Raumordnungsgesetz 2010, idgF., LGBl. 73/2023 

 Landesentwicklungsprogramm 2009, LGBl. 75/2009 

 Regionales Entwicklungsprogramm für die Planungsregion Südweststeiermark LGBL. Nr. 55/2022  

 Örtliches Entwicklungsprogramm 1.0 der Marktgemeinde 

 Flächenwidmungsplan 1.0 der Marktgemeinde 

Zur Verfügung gestellte Unterlagen: 

 Katastergrundlage von der Gemeinde zur Verfügung gestellt  

 Plangrundlage in digitaler Form vom 10/10/2022 

 Abfrage Web-Portal Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen am 21/08/2023 

  (https://kataster.bev.gv.at/#/center/15.30173,46.89185/zoom/16.6) 

 Flächenwidmungsplan 1.0 

 Örtliches Entwicklungsprogramm 1.0 der Marktgemeinde 

 

Erarbeitete bzw. eingeholte Unterlagen: 

 Besichtigung | Besprechung: mehrfach 2023, sowie weitere Besprechungen mit den Gemeindever-

tretern, Forstbehörde etc. 

 

Die Änderung erfolgt gemäß § 39 des Stmk. Raumordnungsgesetzes 2010 (StROG 2010, 

idgF. LGBl. 73/2023).  

 

Planungsbereich 

Gemeinde: Stainz 

Katastralgemeinde: 61204 Ettendorf 

Grundstücke: 224/4, 234/3, 234/8, 234/10, 244/5 und 224/3 (tw.) 

Fläche Der von der Widmung betroffene Teilbereich des Grundstückes weist 

eine Fläche von insgesamt 2.273 m² (1.245 m² WA und 1.028 m² Frei-

land) auf. 
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Hinweise (Naturräumliche Gegebenheiten | Abgrenzung): 

Wie in den Unterlagen ersichtlich kam es seit der Revision 1.0 der Marktgemeinde Stainz zu 

einer umfangreichen Katasteranapassung im Umfeld der Änderungsbereiche. Als Daten-

grundlage wurde daher der aktuelle Katasterstand lt. Bundesamt für Eich- und Vermessungs-

wesen herangezogen. 

Die Festlegung von Grenzen im Flächenwidmungsplan sind Nutzungsgrenzen aufgrund der 

Lage in der Natur und den naturräumlichen Gegebenheiten. Geringfügige Abweichungen von 

Festlegungen aufgrund des aktuellen Katasterstandes (Mappenberichtigungen) sind an den 

naturräumlichen Gegebenheiten und den Zielsetzungen der örtlichen Raumplanung zu orien-

tieren. 

Die Abgrenzung der Festlegung erfolgt im Allgemeinen deckungsgleich mit den auf der Plan-

grundlage ersichtlichen Grundstücksgrenzen bzw. derart, dass eine eindeutige Zuordnung zu 

sonstigen Bezugspunkten oder -linien gegeben ist.  

Sofern solche Grenzen nicht eindeutig sind, ist die Abgrenzung den beiliegenden Plänen zu 

entnehmen. Die im Wortlaut und Erläuterungsbericht bzw. in der Beilage „Katasterplan“ ent-

haltenen Grundstücksnummern entsprechen dem Katasterstand lt. Datenbereitstellung durch 

die Stmk. Landesregierung bzw. der BEV-Grundlagenabfrage.  

Ausgangslage  

In den letzten Jahrzehnten erfolgte die Festlegung von „Verkehrsflächen“ u.a. aufgrund von 

relativ unbestimmten gesetzlichen Bestimmungen (außer §26(1)2 und §32 StROG keine wei-

tere Definition) üblicherweise anhand der Nutzungssymbole gem. der Katastergrundlage.  

Da aufgrund der jüngsten Gesetzesnovellen (BauG > Vermessungsverpflichtung) sowie Judi-

katur betreffend Verkehrsflächenfestlegungen für die Gemeinde erhebliche Probleme aufge-

treten sind, hat sich die die Marktgemeinde Stainz dazu entschlossen dieser Problematik durch 

Anpassungen des Flächenwidmungsplanes zu begegnen und damit den aktuellen gesetzli-

chen Anforderungen gerecht zu werden (Anpassung an aktuelle gesetzliche Bestimmungen). 

Es ist dazu anzumerken, dass die Umsetzung anlassbezogen je Ortsteil bzw. Siedlungsberei-

che erfolgen musss, da eine gemeindeweite Gesamtanpassung aus wirtschaftlicher Sicht nicht 

tragbar ist / wäre. 

Konkret haben sich aufgrund der aktuellen gesetzlichen Bestimmungen bzw. die Auslegung 

aufgrund der Judikatur folgende exemplarische Probleme ergeben: 

- Ausbau einer bestehenden als Verkehrsfläche ausgewiesenen Straße 

 Es ist der Fall aufgetreten, dass eine bestehende Straße / Wegführung zu einem recht-

mäßig bestehenden Objekt, welche im FLWP auf Grundlage der im Kataster ersichtlich 

gemachten Nutzungsgrenzen als Verkehrsfläche festgelegt war / ist, jedoch eine relativ 

geringe Breite aufweiset (keine ausreichende Breite als z.B. Feuerwehrzufahrt) und da-

her (sinnvoller Weise) ausgebaut bzw. verbreitert werden soll. Bei der Prüfung der bau-

rechtlichen Voraussetzungen für eine Verbreiterung ist man zum Schluss gekommen, 

dass die Errichtung / Verbreiterung nicht zulässig ist, da damit die Verkehrsflächenfest-

legung überschritten würde und somit die Errichtung einer baulichen Anlage im Freiland 

gegeben wäre. Auch die Anwendung der „Zubaubestimmungen“ für bauliche Anlagen 

im Sinne des §33(5)2 StROG konnten nicht angewendet werden, da diese ausschließ-

lich für bauliche Anlagen „im Freiland“ anwendbar sind, jedoch die bestehende Straße 

nicht im Freiland, sondern im Bereich einer Verkehrsflächenausweisung besteht. 
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Auszug §33 StROG – Freiland 

(5) Außerhalb der land- und/oder forstwirtschaftlichen Nutzung dürfen im Freiland 

2.  Zubauten bei im Freiland befindlichen rechtmäßig bestehenden baulichen Anlagen […] 

bewilligt werden. Durch Zubauten darf die neu gewonnene Bruttogeschoßfläche insge-

samt nicht mehr als die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des ersten Flächenwidmungs-

planes bestehende oder erstmals genehmigte betragen, wobei der Zubau den gleichen 

Verwendungszweck aufzuweisen hat wie der bauliche Bestand. […] 

 

- Vermessungsverpflichtung gem. BauG 

 Aufgrund der aktuellen baugesetzlichen Bestimmungen ist als Grundlage für ein Bau-

verfahren i.S. des §22(2)3 BauG der Nachweis erforderlich, dass der „Bauplatz aus ei-

nem Grundstück im Sinn des Vermessungsgesetzes besteht“. Es ist somit jedenfalls ein 

ausschließlich als Bauland festgelegtes Grundstück erforderlich, bzw. daher entlang von 

Baulandabgrenzungen (auch zu im FLWP als Verkehrsfläche ausgewiesenen Flächen) 

eine Grundstücksgrenze erforderlich. Da, wie bereits ausgeführt, Verkehrsflächenfestle-

gungen weitgehend anhand von Nutzungsgrenzen erfolgt sind, ist nunmehr des Öfteren 

der Fall gegeben, dass durch die Grundstücksteilung entlang der Baulandabgrenzung 

und damit entlang der Nutzungsgrenze zu Verkehrsflächen, Rest-Baulandflächen ent-

stehen, welche nicht bebaubar wären und daher derartige Grundstücksteilungen dem-

nach i.S, des §45 StROG nicht zulässig sind. 

 

Es wurde daher von den Gemeindevertretern folgenden Zielsetzungen definiert, welche für die 

Festlegung von Verkehrsflächen heranzuziehen sind: 

- Öffentliche Wege / Straße (EZ 50000), sowie Straßen welche als öffentlich eingestuft 

werden, werden als Verkehrsflächen für den fließenden Verkehr festgelegt 

- Wege und Straße, die einem öffentlichen Interesse dienen  

- Privatwege innerhalb von Baulandfestlegungen werden als Bauland festgelegt um ev. 

Problemen bei z.B. Mappenberichtigungen, od.ä. vorzubeugen, da die Errichtung von 

Straßen auch innerhalb von Baulandfestlegungen zulässig ist. 

 

Entsprechend dieser Zielsetzungen erfolgt nunmehr für den Ortsteil Kummerdorf die dement-

sprechende Umsetzung in dieser Änderung des Flächenwidmungsplanes. 

Konkreter Anlassfall ist der geplante Ausbau des westlich des Siedlungsbereiches bestehen-

den privaten Weges, welcher gem. der rechtskräftigen Ausweisung als Verkehrsfläche ledig-

lich eine Breite von nur ca. 3,5m aufweist und somit die Anforderungen hinsichtlich einer aus-

reichenden Straßenanlage (Feuerwehrzufahrt) inkl. erforderlichem Bankett, Entwässerung, 

etc. nicht erfüllt.  

Da die betreffende, bestehende private Wegführung jedenfalls vor dem ersten Flächenwid-

mungsplan der Gemeinde (siehe Luftbild vom 31/05/1981 – Auszug GIS-Stmk.) bestanden hat 

und daher für einen Ausbau die „Zubaubestimmungen“ i.S. des §33(5)2 StROG angewendet 

werden können, bzw. diese Wegführung jedenfalls keine öffentliche Straße darstellt, wird diese 

künftig als Freiland festgelegt. 
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Luftbild vom 31/05/1981 | Quelle: GIS-Stmk 

 

Zudem erfolgt eine Anpassung der Plangrundlagen an den aktuellen Katasterstand. 

Wie bereits ausgeführt erfolgt die Anpassung an die geänderten Planungsgrundlagen jeweils 

anlassbezogen für den jeweiligen gesamten Siedlungsbereich bzw. für einen klar abzugren-

zenden Bereich. 

Demnach werden im Sinne der definierten Zielsetzung, neben der o.a., erforderlichen Anpas-

sung, innerhalb des gegenständlichen Siedlungsbereichs eine Anpassung sämtlicher inner-

halb von Baulandflächen liegende private Wege als Bauland (entsprechend der umgebenden 

Widmung) und klar erkennbare, landwirtschaftliche Zufahrten werden demnach als Freiland 

festgelegt. 

 

Lage und Gebietsbeschreibung: 

  
Orthofoto, GIS-Stmk. 

Der Ortsteil Kummerdorf liegt in der KG Ettendorf, welcher sich östlich und nahe dem zentralen 

Siedlungsraum Stainz befindet und über die Haupterschließung (Ettendorfer Straße) und de-

ren Fortsetzung gut an den Hauptort angebunden ist. 
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Der Siedlungsraum ist geprägt von einer kleinteiligen, teils landwirtschaftlich genutzten Sied-

lungsstruktur, welche hauptsächlichen aus EFH-Bauten besteht.   

Übereinstimmung mit bestehenden Festlegungen 

Bestimmungen des REPRO Südweststeiermark: 

Das gegenständliche Planungsgebiet befindet sich gem. Regionalem Entwicklungsprogramm 

für die Region Südweststeiermark (LGBl. Nr. 55/2022) im Teilraum „Ackerbaugeprägte Talböden 

und Becken“.  

Entgegen den Ausführungen im FLWP 1.0 ist daher die 20%-Regel gem. REPRO-SW für 

Siedlungsbereiche im Außeralpinen Hügelland nicht anzuwenden. 

  
Auszug landschaftsräumliche Einheiten 

Regionales Entwicklungsprogramm für die Planungsregion Südweststeiermark (LGBl. 88/2016) 

 

 

 Übersicht Abgrenzung Landschaftsräume -Auszug Differenzplan 1.0 ÖEK (Mgde. Stainz) 

(verfasst von Anko ZT Gmbh, 8020 Graz) 
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Auszug Regionalplan 

Regionales Entwicklungsprogramm für die Planungsregion Südweststeiermark (LGBl. 55/2022) 

 

→ Die gegenständliche Änderung steht NICHT im Widerspruch zu den Bestimmungen und 

Festlegungen des REPRO Südweststeiermark. 

 

Festlegungen im geltenden Örtlichen Entwicklungskonzept: 

 

Auszug Entwicklungsplan (Mgde. Stainz) 

(verfasst von Anko ZT Gmbh, 8020 Graz) 

Gem. ÖEK 1.0 der Marktgemeinde Stainz ist für den von der Änderung betroffenen Ortsteil 

Kummerdorf-West ein kompakter Siedlungsraum mit der Funktion „Wohnen“ ohne Erweite-

rungsmöglichkeit nach außen festgelegt (absolute Entwicklungsgrenzen). Die östlichen Ent-

wicklungsgrenze ist entlang der bestehenden Siedlungsstraße festgelegt. Diese ist daher als 

Bestandteil des Siedlungsbereiches anzusehen und kann im Sinne der Zielsetzungen für die 

Festlegung von Wegführungen als solcher angesehen werden (Es wird auch auf die gem, 

PLZO bewusst dicke Strichstärke für Entwicklungsgrenzen hingewiesen) 

→ Die gegenständliche Änderung entspricht dem örtlichen Entwicklungsplan und steht da-

her nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen und Festlegungen des Örtlichen Ent-

wicklungskonzeptes der Gemeinde.  
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Bestimmungen der Alpenkonvention 

Der Teilbereich der Marktgemeinde Stainz liegt nicht im Geltungsbereich der Alpenkonvention 

(LGBl. Nr. 477/1995 idgF) 

→ Die gegenständliche Änderung steht NICHT im Widerspruch zu den Bestimmungen der 

Alpenkonvention. 

 

Festlegungen im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan 

Die von der Änderung betroffenen Teilflächen (privaten Wegführungen) sind im rechtskräftigen 

Flächenwidmungsplan 1.0 als Verkehrsfläche für den fließenden Verkehr ausgewiesen 

 

Auszug Flächenwidmungsplan 1.0 (Mgde. Stainz) 

(verfasst von Anko ZT Gmbh, 8020 Graz) 

→ Die gegenständliche Änderung steht NICHT im Widerspruch zu den Festlegungen des 

geltenden Flächenwidmungsplanes.  

 

Flächeneignung 

Die Änderungsfläche liegen innerhalb bzw. im Randbereich der bestehenden Baulandfestle-

gungen und werden bereits als Straßenfläche genutzt bzw. sind entsprechend ausgewiesen.  

Aufgrund der Zielsetzungen (siehe Ausführungen oben) erfolgt die geänderte Festlegung zur 

Anpassung an die gesetzlichen Bestimmungen. 
 

Flächenbilanz 

Die durch die gegenständliche Änderung in das Bauland einbezogenen Grundstücke bzw. 

Grundstücksteile ist keine Änderung der Wohnbaulandflächenbilanz gegeben, da ausschließ-

lich als Erschließungswege genutzten Flächen in das Bauland aufgenommen werden bzw. 

diese Teilflächen auch künftig weiterhin als Wege genutzt werden sollen und diese Flächen 

daher jedenfalls nicht bebaubar sind. 
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Umweltprüfung 
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      

Aufgrund der Tatsache, dass die Änderungsfläche auf beste-

hende private Erschließungsstraße beruht, bzw. bereits im 

ÖEK 1.0 die Flächen Bestandspotenzial „Wohnen“ ausgewie-

sen sind, ist eine weitere Prüfung hinsichtlich der Auswirkun-

gen nicht mehr notwendig. 

Weiters liegt kein UVP-pflichtiger Tatbestand vor und ist auch 

kein Europaschutzgebiet beeinträchtigt. 

Nein 

 

→ Auf Grund der durchgeführten Untersuchungen kann festgehalten werden, dass eine Prü-

fung der Umwelterheblichkeit und in weiterer Folge die Erstellung eines Umweltberichtes 

für die gegenständliche Flächenwidmungsplanänderung NICHT erforderlich ist. 

Anlassfall | Erläuterungen | Begründungen 

Die Anpassungen der Erschließungsstraße beruhen auf neue Erkenntnisse im Hinblick auf die 

Ausweisung von privaten Verkehrswegen. 

In diesem Sinne erfolgte die Anpassung der Flächen um eine Entwicklung, Ausbau und Sanie-

rung der Verkehrswege sicherzustellen, auf Grundlage eines akuten Anlassfall im gegenständ-

lichen Ortsteil. Eine Anpassung für das gesamte Gemeindegebiet im Sinne der definierten Ziel-

setzungen ist von der Gemeinde grundsätzlich vorgesehen, kann im Sinne der sparsamen Ver-

waltung jedoch ausschließlich in Anlassfällen umgesetzt werden bzw. im Rahmen der nächsten 

Revision (2.0) erfolgen. 

Straßen im Besitz der Gemeinde, sowie als öffentlich erklärte Wege und Wege für welche ein 

öffentliches Interesse gegeben ist werden weiterhin als öffentliche Verkehrswege im Flächen-

widmungsplan festgelegt. 

Ausweisung: 

Die Ausweisung erfolgt entsprechend der geplanten Nutzung, und im Sinne der Ausweisung im 

örtlichen Entwicklungskonzept bzw. im Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben. 

Geänderte Planungsvoraussetzungen (§42(8) StROG 2010) 

Die Ausweisung der Änderungsfläche entspricht der Ausweisung des örtlichen Entwicklungs-

konzept und führt die Zielsetzung der übergeordneten Planungsebene fort. Des Weiteren erfolgt 

die Anpassung an die aktuelle Katastergrundlage. Neue Erkenntnisse bzgl. der Ausweisung und 

Handhabung von privaten Verkehrsflächen sind ebenfalls Grundlage für die Flächenwidmungs-

planänderung. 
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ANHANG | BEILAGEN 
 

→ Auszug aus dem Katasterplan 
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